
II- 19!3~ der Beilag(m zu den steno?;raphischen Protokollen des Nationalrates 

Bundesministerium für 
Land- und Forstwirtschaft 
Zl" 78.,722-G/72 

XIII. Gesetzgebungsperiode 

Wien, am 12. Dezember 1972 

&'56 jA.B. 
iu -8':J~ IIJ. 

1 8. rJez.1972 Präs. ua ___ · _ •. _ 

der schriftlichen parlamentarischen Anfrage der Abg~ordnetell 
zum Nationalrat Dipl.Ing. Hanreich und Genossen (FPO), Nr. 828/J, 
vom 18. Oktober 1972, betreffend die Umweltverschmutzung des von 
den Bundeaforsten.verpachteten Steinbruchs-Kleiner Sattel in 
"KaI tenleutgeben .. 

Die Fragesteller bringen vor, d~~ der Betrieb des von 
den Österreichischen Bundesforsten verpachteten Steinbruchs 
tlJrleiner Sattel" in Kaltenleutgeben eine beträchtliche Beein­
trächtigung der Umwelt hervorrufe und stellen in diesem Zu­
sammenhang an mich folgende 

!mfrage: 

1: a) Welche Erhebungen hat das Bundesministerium für Land.­
und Forstwirtschaft vor Erlassung der unter Punkt 5 
zitierten Rodungsbew'illigungen gepflogen "( Wurde dabei 
auch ein klimatisches Gutachten eingeholt ? 

b) Welche Beteiligten wurden vor Erlassung des zitierten 
Bescheides angehört ? 

2. Sind Sie bereit, in Anbetracht der augenscheinlichen 
Nichtbeachtung gesetzlicher Vorschriften bei Gewährung 
dieser Rodungsbewilligung dieselbe wieder zurückzu­
ziehen ? 

3. Werden Sie veranlassen, daß die Bundesforste den Pächter 
anweisen, die erforderlichen Straßenbauten durchzuführen, 
damit die bescheidwidrige Benützung der entlang und mit. 
ten durch die Gartenstadt führende Wüstenrotstraße, bZvl o 

Herzogbergstraße durch die Transportzüge d.es Steinbruchs 
unterbunden 't~ird ? 
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4. Werden Sie die Bundesforste anweisen, den Pachtvertrag nicht 

... . ~ . . . 

erst zum 31. Dezember 1978, sondern mit RUcksicht auf 

die 50 Vert'lal t\l!lßsanzeig~n" ,: 
die Verti~I\;u1igsstr~~f~'rk~~t~i~~e, 
den Betrieb von Anlagen, für die keine rechtskräftige 

.. gev1erbebehördliche :Betf,ieb sanI ag eng enehmi gIDlg 'tor-
." :'.,~;" 

liegt ; " .. ,' 
di~s,~:~ ~?,~',übl~9-he Maß überschrei t~p:de ; Anza11Y' von Ver­
stössen gegen die Gewerbeordnung, 

die bed~nkliche Grundlage der 1969 erteiiten Rodungs­

bewilligung, 

die seither festgestellte Gefährd~~g der kli~atischen 

Umtvel tbeeinflussung,. ";" '.' 

die T'atsache ~ daß das e.inzige1-virklich zum Abba.li" be­

willigte Flächenausmaß von 6 .. 400 m2 schon längst ab­

gebaut ist und seither rechtswidrig viele t.ausehcf 

weitere Quadratmeter abgebaut 1'lorden sind, so daß. 

jeder Weit~rbetriebohneweitere Verstösse gegen die 

Gewerbeordnung· gm: nicht möglich ist, und ,schließlich 

.. die Gefährdung aller 'bereits ~ rechtlich verankerten 
'. - ~ . '. 

GrundsEitze ,des Natu.:T'schutz~sund:,Umtveltschutzes, 
unter dem !l}i tel des Vor).iegenl?wiGht:tg~r'· Gründe mit sofortiger 
Wirkung' zu ~digen ? '.:,':. '. ";' 

5 .. Für den Fall der Verneinung der. vorhergehenden Frage: Sind 
. .' ":: ~.'::. 

Sie "Jenig~tens bereit" die Bun9-esforste anzu1'leisen eine Er-

klärung abzugeben, demzufolge das Pachtverhältnis sich von 

selbst vorzeitig auflöst, vlenn noch irgendwel'che Überschrei­

tungen geweroerechtlicher Befugnisse des Pächters festgestellt 

werd~n und daß eine Verlä.."'1.gerung des Pachtverhäl tni.sses über 

. den 31 ... Dezember 1978 hinaus auf kein<:;IJ. Fall in Frage,kommt. 

6. Werden Sie die B~desforste anweisen, die widerrechtlich für 

industrielle ZweGke verwendeten Flächen soweit wie möglich 
. , 

wieder aUfzuforsten, oder in anderer Weise den dort gegebe- . 

nen \-Jidmungsaufgaben e:i.nes Erholungsgebietes zuzufÜhren ? 

< • 
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Die österreichischen Bundesforste haben an Josef Fröstl eine 
Fläche von 5,32 ha, nämlich den sogena.."1nten Steinbruch "Kleiner 
Sattel!! in KeJ.tenleutgeben bis 31 .. 12. 1978 zur Gesteinsnutzung 
verpachtet .. 

Hiezu ist ganz allgemein festzustellen, daß die Österr .. B-l.U1des­
forste nur als GrUlldeigentümer und Träger von Privatrechten be­
troffen sind, daß den Österr" :pundesforsten jedoch keinerlei be­
hördliche Funktion zllkommto Die Österr .. Bundesforste haben dfu~er 
auch keine f1öglic~l{ei t , einzuschreiten, solange der Gesteinsab­
bau im Rahmen a.es bestehenden rechtsverbindlichen Pachtivertrages 
erfolgt. 

Daß Bundesministerium für Land- und Forstwirtschaft als Behörde 
ist im vorliegenden Zusammenhang nur hinsichtlich der Erteilung 
einer Rodungsgenehmigung zuständigo Andere Fragen, insbesondere 
in gewerberechtlicher Hinsicht, fallen nicht in den Vollziehungs...;. 
bereich meines Ressortso 

Selbstverständlich werden d.ie Österr. Bundesforste Vorschreibungen 
der zuständigen Behörde betreffend den Steinbruch zv.r Kelli'1.tnis 
nehmen und, sO\veit es in ihrem Bereich liegt, auch ßU erfülleno 

Im übrigen sind den Österr. Bundesforsten nur insoweit behördliche 
Bescheide zugegangen und daher bekannt, als ib.l1.en in den bezüg­
lichen Verfa.hren als Grundeigentümer Parteiensteilung zukam.' Auf 
dem Hintergrund dieser grundsätzlichen Feststellungen müssen die 
Ausführungen zu diesem Fragenkomplex betrachtet werden. 

Zü den einzelnen Punkten der .Anfrage nehme ich wie 'folgt 'Stellung:. 

Zu 1. : 

Die gegenständliche Angelegenheit wurde vom Bundesminister:Lum 
für Land- und Fcrstvn.rtschaft zusammen mit zwei anderen Ansuchen 
um Erteilung von Rodungsbewil1igungen behandelt. Dabei tru.rde, \,d.e 
in § 39 AVG vorgeSChrieben, nach den Grundsätzen der Einfachheit, 

• Zweclanäßigkei t und Kostenersparnis vorgegangeno 
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Da die akterunäßigen Feststellungen des .Amtes der Niederö·sterr.;:;·:: 

Landesregierung für die Beur"ceilung des Falles aus (tem Gesioht~­

winkel. des Forstrechtes· ausreichten:;" konnten diese als :Ent~ch~~_': 
dU?gsgrundlage für das Rod:Llngsbegehren -herangezogen ~18rden~ Die' . 

Notvlendigkeit zur Einholun.g eines klimatischen Gutachtens oder 

zur Anhörung von Personen, denen kei.ne ParteisteIlung zultommt, 

1rlar in diesem Verfafu--;>en nicht erforderlichQ 

Zu 2.~ 

Die Vermutu.l'1.g,· daß bei der Erteilung der. RodlUlgSDeI'iilligung für 

Herrn Joset Fröstl die gesetzlichen Vorschriften nicht beachtet 

vlUrden, entbe]:u:'t; jeder Grundlage .. Ich weise da.ru.uf hin, da~3 nach 

den Bestimmungen des:B~orstgesetzes 1852 eine Verhal1.dlung in Ro- . 

dungssachen nicht zwingend vorgeschrieben ist l..Uld (leu: nach der 
.7.;:-

Judikatur zp.,diesem Gesetz den Vertretern der Tirolerhofsied- . 
.. :. .. , ,. . .: 

lung keineParteistellung im SiIL.1J.e des § 8 AVG zu.kam" 

.Zu 3 .. : 

Die Durchsetzung des behördlichen Auftrages von 1903 zwn Ausba~u 

des Gemeindefahrl,veges auf Parzelle 2673 fällt nicht in den Voll­

ziehungsbereich meines Ressortsp 

Hinsichtlich des Baues einer privaten Um.fahrungsstraße b~steht 

zwisohen den Öi:iterr .. BUndesfors"t.ep.~y:ndJ9sef Fröstl kein rechts­

"'Vlirksamer Vertrag und somit auch kein klagbarer Anspruch .. Die 

Österr.. BlUldesforste i'lerden ~ber imR[:l.I'illlen i:b....rer 11öglichkei ten 

auf den Pächter neuerlich wegen des Baues einer solchen Um­

fahrungsstraße einwirken .. Bisherhat..d€r Pächter den Standpunkt 

eingellommen~ diese hohe Investitionen erfordernde Um.fe.hrungs­

straß'e nur bauen zu wollen, \V'erm gieichzei tig eine generelle 

BereinigQ.Ylg aller zltlischen den Siedlern und ibm offenen Probleme 
erfolgt., 

Zu 4.: 

"Wen...'J. . ein rechtskl ... äftiger Bescheid der Gewerbebehörclen vorli~gt, 
.... 

daß: dEn: Betrieb einzustellen ist? werden die Ö~t;err" Bunclesforste 
: ..•.. :.:.: . 
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die sich daraus ergebenden privatrechtlichen Konsequenzen hin­

sichtlich der Vertragsbeendigtmg zieheno Unter dem Titel des 

Vorliegens wichtiger Gründe kaiLll de:rzei t keine Vertragsauflö­

sung vorgenommen vrerden, da keine Verletzung von privatrecht­

lichen Vereinbarungen vorliegt, die eine solche A1J~lösung im 

Sinne des .AJ3GB" rechtfertigen 1;,;'Ürde" Eine solche Vertragsauf­

lösung könnte zu hohen Schadenersatzansprüchen des Pächters 

gegen die Österro Bundesforste führenQ 

Zu 5 .. : 

Eine Entscheidung über die Verlängerung des Pachtvertrages wird 

am zvTeckmäßigsten im letzten Jahr vor dem Auslaufen des der­

zeitigen Pachtvertrages getT'offen itJerdeno Hiebei vTird die Frage 

der Einstellu ... '1g des Steinbruches bZi.\T .. der Verlängerung des 

Pachtvertrages unter Abwägung der maßgebenden Interessen ge­

prüft werdeno Derzeit ist nicht mit Sicherheitvoraussehbar, 

welche Situation im Jahre 1978 gegeben sein "tV'ird .. 

. Zu 60: 

Die Pachtfläche von 5,32 ha wurde vom Pächter nicht überschrit­

ten, so d3J.Q im privatrechtlichen Verhältnis zu den Österr .. Bundes­

forsten keine widerrechtlich für industrielle Zi..;recke vert'lendeten 

Flächen vorliegeno Nach Beendigtmg des Vertragsverhältnisses 

\'lerden die Flächen ab€,r enti,veder vlieder aufgeforstet oder für 

sonstige betriebliche Zwecke oder Erholungszwecke verl.'Jendet: 

Eine konkrete Entscheicllmg kann erst nach Rückstell1h'lg der 

Flächen getroffen "lerden .. 

Der Bundesminister: 
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